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Was können uns die Prinzipien der christlichen 
Soziallehre heute noch sagen? Die Christlich-
Demokratische Arbeitnehmerschaft (CDA), der 
sozialpolitische Flügel der CDU, zeigt, dass die 
christliche Sozialethik Antworten gibt auf aktuelle 
politische Herausforderungen wie Klimawandel, 
Wohnen und Digitalisierung. Gerade in Umbruch-
situationen bietet sie Orientierung und ö� net 
den Blick für neue Lösungsansätze. Dabei gilt es 
immer, den besten Weg zu finden zwischen der 
Überbetonung der Interessen des Einzelnen und 
der Allgewalt des Staates.

In prägnanten Beiträgen geben 
 Expertinnen und Experten fundierte 
Antworten auf  brennende Fragen 
unserer Gegenwart.
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AMEN        am 
Rand der Nacht

Gerade wenn wir im vollen Leben stehen,

sammelt jeder Tag Stichworte

für ganz unterschiedliche

Gespräche mit Gott.

Gerade wenn wir uns tagsüber aktiv einbringen,

wird der Rand der Nacht bedeutsam:

für den brachliegenden Teil

unseres Gemüts

für die tieferen Schichten der Seele,

für die Segenskräfte der göttlichen Güte,

die unsere Verzettelungen heilend einfangen.

Gerade dieser Rand der Nacht

lässt durch alle Lebensgeräusche hindurch

aufhorchen zu Gott hin,

der uns beim Namen ruft.
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Vorwort

Die CDU hat beschlossen, sich ein neues Grundsatzprogramm 
zu geben. Grundsatzprogramme sind keine politischen Aktions-
programme, sondern zunächst einmal Dokumente der Selbstver-
gewisserung und der Standortbestimmung. Selbstvergewisserung 
bedeutet: die Grundwerte, die das politische Handeln leiten, zu 
diskutieren und aufeinander abzustimmen. Dabei geht es um nicht 
weniger als das Menschen- und Weltbild, das uns leitet, und dies 
ist eng mit einem aus der christlichen Tradition entlehnten Wer-
tekanon verbunden. Grundwerte zu haben bedeutet: Die CDU 
versteht sich nicht als eine Interessengemeinschaft zur Erlangung 
von Macht, die dann politische Fragen nach Opportunitäten ent-
scheidet, sondern Grundwerte zu haben signalisiert den Willen, die 
Gesellschaft nach diesen Leitbildern und daraus abgeleiteten Ord-
nungsprinzipien zu gestalten. Das entspricht dem hohen Auftrag, 
den das Grundgesetz dem politischen Handeln voranstellt: nämlich 
die Würde des Menschen zu achten und zu schützen. Anders for-
muliert: Der Mensch steht im Mittelpunkt, nicht politische Macht 
oder persönliche Ambitionen Einzelner, nicht eine Ideologie, die 
Prinzipien über den Menschen stellt, auch nicht der bloße Pragma-
tismus des geringsten politischen Widerstands. Politisches Wollen 
ist immer dem Primat der Würde des Menschen untergeordnet. 

Die CDA (Christlich-Demokratische Arbeitnehmerschaft 
Deutschlands) als integraler Bestandteil der CDU hat sich immer 
in besonderer Weise der katholischen Soziallehre und der evange-
lischen Sozialethik verbunden gefühlt. Nicht, dass es hierauf einen 
Alleinvertretungsanspruch gäbe: Das kann schon deshalb nicht der 
Fall sein, weil sowohl Soziallehre als auch Sozialethik ein Gefü-
ge offener Sätze sind und nicht von einer Partei oder auch einem 
Teil einer Partei als alleiniger Besitz beansprucht werden können. 
Auch in anderen Parteien sind Menschen christlicher Grundüber-



8

Vorwort

zeugung tätig, die ihre je eigene Interpretation von Grundwerten 
auf der Basis des Christlichen zum Maßstab ihres politischen Wol-
lens machen. Wenn wir als CDA also Beiträge zur Debatte um 
das neue Grundsatzprogramm vorlegen, dann tun wir dies nicht 
mit der Autorität religiöser Dogmen, sondern mit der einladenden 
Geste zur Diskussion, die die Grundlage pluralistisch aufgestellter 
Demokratien ist. Anders formuliert: Es geht nicht darum, recht 
zu haben, sondern eher darum, das politische Wollen mit Verweis 
auf Grundwerte und Prinzipien zu rechtfertigen. Denn darum 
geht es im Kern in der Politik einer demokratischen Gesellschaft: 
Gründe zu liefern, warum man eine politische Streitfrage so und 
nicht anders auflösen und entscheiden würde, warum man eine 
bestimmte Position im politischen Diskurs vertritt. Anders formu-
liert: Wir schulden den Wählerinnen und Wählern nicht, dass wir 
ihnen umstandslos nach dem Mund reden, sondern wir schulden 
ihnen Begründungen dafür, warum wir etwas politisch wollen oder 
nicht, warum wir ihnen zustimmen oder widersprechen. Grund-
satzprogramme sind deshalb, abseits eines bisweilen hektischen 
politischen Alltags, eine Form der Selbstvergewisserung, wo diese 
Begründungen liegen können.

Ein Zweites geht aber mit Grundsatzprogrammen einher. Wir 
erleben einen schnellen, für viele beinahe zu schnellen Wandel von 
Wirtschaft und Gesellschaft. Die Veränderungen, die wir mittler-
weile in schon einer Generation nachzeichnen können, sind atem-
beraubend und scheinen die fantastischen Science-Fiction-Szena-
rien früherer Zeiten längst überflügelt zu haben. Wir leben in einer 
technischen Welt, in der gesellschaftliche Veränderungen den tech-
nischen Innovationen folgen. Das ist die eine Seite – immer wieder 
für die unterschiedlichen Politikbereiche die Nachfrage zu stellen: 
Was bedeutet das? Welche Chancen und Risiken bieten sich da-
mit? Um nur ein Beispiel zu nennen: Die Digitalisierung als Mega-
trend durchdringt nahezu alle Politikbereiche. Sicherlich hat sie 
viele positive Aspekte, denkt man nur an neue Chancen der Kom-
munikation, neue medizinische Perspektiven, neue Wertschöp-
fungsmöglichkeiten und dergleichen mehr. Aber immer muss die 
Frage auch lauten: Was bedeutet das für unser Menschenbild? Wo 
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müssen wir Grenzen ziehen, wo müssen wir Vorsicht walten lassen? 
Denn eines ist sicher: Die technologische Entwicklung als solche 
kennt keine Grundwerte. Deswegen ist es die Aufgabe der Poli-
tik, das Machbare und das dem Menschen Gemäße immer wieder 
gegeneinander abzuwägen. 

Die Beiträge in diesem Band sind in vier Bereiche aufgeteilt. 
Dem einleitenden Bereich über Grundlagen und Grundwerte fol-
gen Beiträge zu den Themenbereichen Arbeit und Wirtschaft, So-
ziales und Gesundheit und gesellschaftlicher Zusammenhalt. Damit 
sind auch die Kernthemen der CDA benannt. Die in den Beiträgen 
ausgeführten Überlegungen sind auf der einen Seite eine Moment-
aufnahme der inhaltlichen Debatte innerhalb der CDA, durchaus 
zeitgebunden, aber eben auch auf der Höhe der Zeit. Sie sind darü-
ber hinaus aber auch grundsätzlich christlich-sozial, also ohne einen 
innerparteilichen Kompromiss schon vorwegzunehmen, aus der 
Perspektive der CDA verfasst. Darüber hinaus wollen die Beiträge 
auch eine Wirkung in der Grundsatzprogrammdebatte der CDU 
entfalten. Das ist ein nicht geringer Anspruch, aber es geht eben 
auch um die Positionsbestimmung der CDU für die nächsten Jahre. 

Ein solcher Sammelband ist in der Konzeption und der Durch-
führung nicht ohne Risiko. Umso glücklicher waren die Umstände 
des Entstehens. Die Autoren und Autorinnen haben nicht nur ein-
gewilligt, sich an dem Projekt zu beteiligen, sie haben auch mit 
großer Disziplin die Denk- und Schreibarbeit innerhalb der ver-
einbarten Terminkorridore absolviert. Der CDA-Bundesvorstand 
hat das Projekt konstruktiv begleitet und unterstützt, die Stiftung 
Christlich-Soziale Politik in Königswinter hat an der Umsetzung 
mitgewirkt, und dem Verlag Herder ist die zeitige Durchführung 
des Publikationsprojekts zu verdanken. Mit der Veröffentlichung 
der Beiträge bleibt zu hoffen, dass sie auf eine aufmerksame und 
responsive Leserschaft treffen und Wirkung entfalten – auch und 
vor allem im Grundsatzprogrammprozess der CDU.

Frankfurt am Main, im Januar 2023

Matthias Zimmer





A. Grundlagen und Grundwerte
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Sozialprinzipien

von Elmar Nass

Ein Grundsatzartikel wie dieser verspricht in der Regel wenig Auf-
regendes. Man meint auf den ersten Blick: Hier werden wieder mal 
Methoden oder Prinzipien vorgestellt, die erst in den sich anschlie-
ßenden Beiträgen zur praktischen Anwendung kommen. Dort 
wird es dann erst richtig konkret und spannend. Das Thema So-
zialprinzipien in diesem Beitrag scheint geradezu prädestiniert für 
die Einlösung so eines wenig schmeichelhaften Vorurteils. Doch 
weit gefehlt: Solche Erwartungen sollen hier irritiert werden. Ich 
will mit dieser grundlegenden Orientierung nicht nur Bekanntes 
wiederholen, was wir alle schon lange wissen. Das wäre langwei-
lig. Auch soll hier nicht Bewährtes einfach über Bord geworfen 
werden, nur weil es nicht neu ist. Das wäre unverantwortlich. Erst 
recht will ich nicht das nachplappern, was andere uns einflüstern, 
um einen billigen Applaus zu bekommen. Das wäre populistisch. 
Vielmehr halte ich mich an den Wahlspruch des großen Münste-
raner Bischofs Clemens August Graf von Galen: Nec laudibus, nec 
timore. Will sagen: Ich schreibe hier weder für Applaus noch aus 
Furcht, sondern aus tiefer christlich-sozialer Überzeugung. Und 
die kann schon mal anecken, unbequem sein und gewohnte Denk-
muster herausfordern. 

So motiviert dieser Beitrag, das hoffe ich, zu einer lebendigen 
Wertediskussion (nicht allein) in der Partei, die sich im Bewusst-
sein gesellschaftlicher Pluralität weiterhin zu ihren christlichen 
Wurzeln bekennt. Diese sollen und brauchen nicht neu erfunden 
zu werden. Vielmehr müssen sie sich angesichts neuer Herausfor-
derungen in Gegenwart und Zukunft bewähren (etwa in Fragen 
zur Bewahrung der Schöpfung, zur sozialen Spaltung, zum Mitei-
nander von Alt und Jung, zur Zukunft guter Pflege, zu Migration 
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und gesellschaftlicher Entkirchlichung, zur neuen Rechtsprechung 
am Anfang und Ende des Lebens, zum Familienbild im Wandel, 
zu den Möglichkeiten Künstlicher Intelligenz, zu neuen Schulden-
bergen, zur Zukunft Europas, zu terroristischen und neuen militä-
rischen oder wirtschaftlichen Bedrohungslagen u. v. a. m.). 

Solche und viele andere hochbrisante Felder werden in den 
nachfolgenden Beiträgen des vorliegenden Buches oder an an-
deren Stellen ausführlich diskutiert. In diesem nur einführenden 
Grundsatzartikel werden dafür vorweg einige Grundorientierun-
gen zu einem ebenso aktuellen wie anwendungsnahen Verständ-
nis unserer drei großen Sozialprinzipien Personalität, Solidarität 
und Subsidiarität vorgeschlagen. Wichtige Inhalte der Nach-
haltigkeit können dadurch miterfasst werden. Christlich-sozia-
le Tradition tritt nicht nur in den Dialog mit den vielen neuen 
Herausforderungen, sondern auch mit neuen Interpretationen 
und Narrativen zur Deutung der Gesellschaft und Welt von heu-
te und morgen. Der vorliegende Beitrag ist damit keineswegs als 
ein Konsenspapier konzipiert, sondern als ein geschärftes christ-
lich-soziales Profil mit diskussionswürdigen Ecken und Kanten. 
Darüber kann und soll in der CDA, in der CDU wie in der gan-
zen Gesellschaft inhaltlich kontrovers gerungen und gestritten 
werden. Das ist das Wesen lebendiger Demokratie. So also will 
der vorliegende Beitrag in Zeiten wie unseren eine Orientierung 
anbieten und dabei auch überraschen, irritieren, herausfordern 
und vielleicht sogar provozieren: mehr programmatisch als prag-
matisch. Ein konsequenter christlich-sozialer Kompass wie dieser 
ist heute keineswegs selbstverständlich, auch nicht immer be-
quem. Dafür aber ist er verlässlich. Und genau das sowie Men-
schen, die konsequent und ehrlich darum ringen, danach urteilen 
und handeln, braucht glaubwürdige Politik heute mehr denn je. 
Christlich-soziale Politik entspringt der Tugend und mündet in 
praktische Konsequenz. Denn bloße Worte, so Adolph Kolping, 
mehren nur den Schmerz.

Als die Quelle solcher Glaubwürdigkeit werden zuerst kurz und 
prägnant unsere christlich-sozialen Wertefundamente in Erinne-
rung gerufen. Für eine inhaltliche Vertiefung ihrer Begründung 
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und Ausdifferenzierung bleiben die bisherigen Grundsatzprogram-
me der CDA nach wie vor sehr lesenswert. Mit diesen Grund-
lagen in Kopf und Herz können anschließend nacheinander die 
drei Sozialprinzipien ins Hier und Jetzt übersetzt werden. Ich wage 
hierbei eine neue Sicht auf die Prinzipien für die politische Praxis. 
Dazu reichere ich deren Diskussion um praktische Tugenden an, 
die den Prinzipien von der Theorie in die Umsetzung helfen. Sol-
che Tugenden sind leider rar geworden in einer Zeit, in der nach-
weislich vor allem Narzissten und Machiavellisten die Geschicke 
in Wirtschaft und Gesellschaft bestimmen. Nur tugendhaft ge-
sinnte und handelnde Menschen aber machen aus den Prinzipien 
ein lebenswertes gesellschaftliches Miteinander. Das war schon ein 
Credo des Sozialbischofs Wilhelm von Ketteler. So sollen die Prin-
zipien dann in zwei Schritten diskutiert werden: 1.) Grundidee mit 
Tugend und 2.) aktuelle Anwendungen.

Wertefundament in Kopf und Herz

Ausgangspunkt für die Begründung und den Inhalt der Sozialprin-
zipien ist für uns das christliche Menschen- und Gesellschaftsbild. 
Dies ist eine gut begründete Einladung an alle Menschen, die sich 
eine an unbedingter Menschenwürde und Solidarität orientierte 
freiheitliche Gesellschaft wünschen. Eine solche versteht nach den 
Ideen von Karl Arnold, Ludwig Erhard, Hans Katzer, Alfred Mül-
ler-Armack, Oswald von Nell-Breuning1, Norbert Blüm u. v. a. m. 
die Wirtschaft stets im Dienst am Menschen und sieht den Men-
schen in Verantwortung vor moralischen Werten, die weder 
Mensch noch Gesellschaft selbst aus sich hervorbringen können 
(Böckenförde-Diktum). Für Christen ist dabei Gott die Quelle 
solcher Verantwortlichkeit, die, biblisch begründet, eine vierfache 
Ausrichtung hat: gegenüber Gott, vor sich selbst, gegenüber dem 
Nächsten und für die Schöpfung. Letzteres hat Papst Franziskus 
vor allem in seiner Enzyklika Laudato si’ eindrücklich in Erinne-
rung gerufen. Karl-Josef Laumann sieht in der Einbeziehung die-
ser vierten Verantwortung in das Modell Sozialer Marktwirtschaft 
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gerade eine der ganz großen Chancen und Herausforderungen 
Christlicher Sozialethik der Zukunft. 

Inzwischen erleben wir eine erosionsartige Entchristlichung der 
Gesellschaft. Gefragt werden muss gerade auch deshalb nach ei-
nem ebenso tragfähigen wie begründungsstarken Wertefundament 
unseres Sozialstaats. Der kanadische und säkulare Sozialphilosoph 
Charles Taylor fordert Christen heraus, wieder selbstbewusster 
ihre Schätze für die Gestaltung sozialer Ordnung mit einzubrin-
gen.2 Diese Ermutigung sollte uns ansprechen, im Angesicht von 
Pluralismus und Säkularismus einladend christlich-sozial zu argu-
mentieren. Für Christen sind die Gottesebenbildlichkeit und die 
Menschwerdung Gottes gute Begründungen der unantastbaren 
Würde jedes Menschen und der Idee eines irenischen, affektiven 
und inklusiven sozialen Miteinanders. Für Kampfideologien gleich 
welcher Art ist hier kein Platz.

Das Personalitätsprinzip macht den Menschen in seiner sozial 
ausgerichteten Einmaligkeit zum Ausgangspunkt sozialer Gerech-
tigkeit. Kollektivismus und Anonymisierung widersprechen die-
sem ebenso freiheitlichen wie sozialen Grundprinzip. Oswald von 
Nell-Breuning hat darüber hinaus sauber unterschieden zwischen 
den sozialen Rechtsprinzipien und den Sozialtugenden. Solidari-
tät und Subsidiarität als die Prinzipien der Hilfe zur Selbsthilfe 
verbriefen juristisch einklagbare Rechte und Pflichten. Sie sind 
wesentliche Säulen unserer Wirtschafts- und Sozialordnung. Die 
Sozialtugenden wie Barmherzigkeit, Nächstenliebe oder Brüder-
lichkeit sind die habituellen Voraussetzungen für einen sozialen 
Frieden, der nicht erzwungen, sondern aus Überzeugung gelebt 
wird. Hierfür ist eine entsprechende gesellschaftliche Tugendbil-
dung erforderlich. In deren Mittelpunkt steht – neben der frei-
heitlich-kreativen Entfaltung der uns von Gott geschenkten Ta-
lente auch immer – die besondere christlich-soziale Option für die 
Schwachen. Das Wohl von Ungeborenen, schwer Kranken und 
Sterbenden, von Menschen mit Behinderung, von Armen und 
Geringverdienern, Arbeitslosen und Leiharbeitern, von Außen-
seitern und Einsamen, von hilfsbedürftigen Migranten und kom-
menden Generationen in all ihrer Diversität und Komplexität ist 
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deshalb stets ein Gradmesser glaubwürdiger christlich-sozialer 
Politik.

Verinnerlichen wir jetzt dieses Wertefundament mit Kopf und 
Herz, lesen dazu ggf. noch einmal weitere Vertiefungen in früheren 
CDA-Positionierungen und -Programmen nach und schauen nun 
mit diesem Blick auf so manche großen Umwälzungen unserer 
Zeit. Nehmen wir dann als Instrumente gelebter Würde und so-
zialer Gerechtigkeit unsere drei großen Sozialprinzipien zur Hand. 
Dann können sie auch heute Leuchttürme sein im verbreiteten 
Dunkel ethischer Verlorenheiten unserer Zeit. 

Personalität: Grundidee mit Tugend

Die menschliche Personalität entfaltet sich aus christlicher Sicht in 
der vierfachen Verantwortung des Menschen gegenüber Gott, sich 
selbst, voreinander und in der Bewahrung der Schöpfung. Diese 
humane Identität fußt auf wesentlichen Säulen unserer Individua-
lität. Was würden wir antworten auf die Frage: Wer bist du? Mit 
unseren Antworten darauf als einfachen Zuschreibungen öffnen 
wir die Tür zum Selbstverständnis unserer Identität. Sie ist zugleich 
der rote Faden für unsere personale Kontinuität auf all den Wegen 
und Brücken, bei all den Veränderungen und Brüchen unseres Le-
bens. Also: Wer bist du? Dazu fallen uns wohl unser Name ein, 
unsere Herkunft, unser Geschlecht, unsere Sprache, unsere Religi-
on oder Weltanschauung, unsere Lebensmaximen, prägende Ereig-
nisse, gute Weggefährten und Vorbilder o. a. Solche Säulen unserer 
Identität sind Wurzeln und Kompass. Sie sind biografisch bedingt 
und konstituieren unser Verständnis von Selbstbestimmung als 
Autonomie. Diese Autonomie ist für religiöse Menschen und für 
Menschen in der Tradition der kantischen Aufklärung immer ge-
bunden an Pflichten, die uns von Gott und/oder der Vernunft vor-
gegeben sind. Identität als Autonomie ist also immer verbunden 
mit einer Verantwortung, die wir nicht einfach eigenmächtig kons-
truieren oder abstreifen können. Selbstbestimmung ohne solche 
Verantwortung ist keine Autonomie. Personalität bedeutet danach 
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neben der unbedingten Würde auch biografisch geprägte Identität 
als Autonomie samt (vierfacher) Verantwortung.

Aktuelle Anwendungen

Vor diesem Hintergrund kommen nun exemplarisch einige heiße 
Eisen unserer Tage im Licht der Personalität auf den Prüfstand. 

•	 Die mit Sekt gefeierte Abschaffung von § 219a StGB schaut 
einseitig auf Rechte der Mütter und Interessen der Ärzte. 
Und nun soll natürlich auch §  218 fallen. Die Werbung 
für die Tötung ungeborenen Lebens verharmlost und pro-
pagiert zugleich eine gewaltsam verhinderte Entfaltung 
menschlicher Personalität. Dieses Argument muss aber un-
bedingt mit bedacht werden. Eine Streichung von §  218 
ignoriert die Tötung von wehrlosen Menschen und verletzt 
das Personalitätsprinzip.

•	 Die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Legalisierung 
auch geschäftsmäßiger Euthanasie (auch bei Lebensmüden, 
psychisch Kranken u. a.) beruft sich auf eine selbstinteres-
sierte Selbstbestimmung, die aber streng genommen keine 
Autonomie (im kantischen Sinne) ist.3 Denn die Verant-
wortung zumindest gegenüber Vernunft (Kant) und Gott 
(Religion) wird hier ignoriert. Sowohl kantisch als auch re-
ligiös ist geschäftsmäßige Euthanasie moralisch abzulehnen. 
Sie macht die Rede von unwürdigem Leben salonfähig, öff-
net die Tür noch weiter für utilitaristische Kalküle mensch-
licher Würde und ist damit auch ein Schlag ins Gesicht für 
Menschen mit schweren Behinderungen und Krankheiten.4 
Wenn ich beginne, Lebenswürdigkeit abzustufen, ist der 
Weg nicht mehr weit, Menschen und deren Rechte nach 
ihrer ökonomischen Nützlichkeit zu bewerten. 

•	 Zur Identität gehören auch Geschlecht, Sprache, Heimat 
und Familie. Traditionelle Deutungen werden zunehmend 
angefochten und durch alternative Auslegungen ersetzt. 
Doch sollten wir nicht aus Angst vor medialer Kritik oder 
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aus vorauseilender Rücksichtnahme auf Koalitionsoptionen 
vorschnell gute Tradition über Bord werfen. Die traditionel-
le Familie ist ein schützenswertes Gut. Nicht alle möglichen 
Formen menschlichen Zusammenlebens und irgendwie de-
finierter gegenseitiger Verantwortung (WG o.  a.) sind Fa-
milie. Das hat sehr klar und deutlich der 2020 zu früh ver-
storbene Moraltheologe Eberhard Schockenhoff begründet. 
Er gibt mit der Unterscheidung von vollständiger und un-
vollständiger Familie gute Gründe dafür,5 Familie klassisch 
zu definieren (Eltern mit eigenen oder adoptierten Kindern) 
und für andere Verantwortungsgemeinschaften andere Na-
men zu finden. Das wäre transparent und eindeutig.

•	 Jeder Mensch hat die unbedingte Würde, gleich welche 
Geschlechtlichkeit vorliegt. Das ist selbstverständlich. Dass 
es zahllose Geschlechter gebe (was übrigens Frauenquoten 
und Feminismus ad absurdum führen würde), ist nicht 
mehr als eine inzwischen mächtige, aber biologisch ange-
zweifelte Hypothese, die vor allem auf Judith Butler zurück-
geht.6 Dass Geschlechtsumwandlungen schon ab vierzehn 
mitten in der Pubertät erlaubt werden, wird von vielen 
Psychologen sehr kritisch gesehen. Selbstverständlich sind 
die Identitätsnöte solcher Menschen sehr ernst zu nehmen. 
Eine mediale o. a. öffentliche Werbung für solche gravieren-
den Eingriffe sollte aber unterbleiben. Neben dem Selbst-
schutz der Jugendlichen müssen auch die Folgen und die 
Verantwortung für das Umfeld (Eltern, Geschwister etc.) 
sowie lockende Anreizwirkungen mit langfristigen Folgen 
mitberücksichtigt werden.

•	 Ein Ja zu Heimat- und Brauchtumspflege ist nicht einfach 
nur von gestern. Denn hier werden Gemeinschaft und sozi-
ale Verantwortung vermittelt, die wir heute dringend nötig 
haben. Dies wird etwa in sozialen Verbänden und Vereinen 
gelebt und sollte wieder mehr gefördert statt belächelt und 
abgeschrieben werden.

•	 Humanoide Roboter sollen in Zukunft unsere Kollegen 
sein, in der Fabrik, im Krankenhaus, im Büro und andern-
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orts. Man spricht ihnen „Künstliche Intelligenz“ und sogar 
„Künstliche Moral“ zu. Schon gibt es Hochzeiten mit Ro-
botern und die Forderung nach so etwas wie Menschen-
rechten oder Verantwortung (bei autonomen Waffen) für 
solche Maschinen. Roboter aber haben weder Intelligenz 
noch Moral, sie folgen programmierten Algorithmen. Des-
halb sollte man alles unterbinden, was die Grenzen zwischen 
Menschenwürde und Maschine zerfließen lässt, angefangen 
bei der Sprache. Person mit Moral kann nur ein Mensch 
sein. Und das sollte so bleiben.

Solidarität: Grundidee mit Tugend 

Unser staatliches Gemeinwesen ist, so sagt es unser Grundgesetz 
(Art. 20), ein freiheitlicher und sozialer Bundesstaat, in dem dieje-
nigen, die sich nicht selbst helfen können, im Sinne der Solidarität 
einklagbare Rechtsansprüche auf Hilfe haben. Solche Hilfen (wie 
etwa Transferleistungen bei Bedürftigkeit) sind also nicht, wie etwa 
in einer ökonomischen Nutzen-Interpretation, bloße „Duldungs-
prämien zur Minderung des gesellschaftlichen Drohpotenzials“. 
Denn dann wären sie nur ein bedingter und relativer Schutzme-
chanismus für die Starken gegen mögliche Aufstände und Unruhen 
sowie gegen eine mögliche Gefährdung ihrer Macht. Diejenigen, 
von denen keine Gefahr ausgeht, wären streng genommen verlo-
ren. Eine solche Grausamkeit streng ökonomischer Ordnungslogik 
hatte schon der Liberale Friedrich August von Hayek erkannt.7 Er-
schrocken über diese Konsequenz seines Denkens, forderte er dann 
doch auch unvermittelt unbedingte Rechtsansprüche für alle Hilfs-
bedürftigen ein. Die konnte er aber in seiner liberal-ökonomischen 
Logik gar nicht begründen, sondern nur behaupten. Solidarität ist 
also ein Gebot der Humanität, das jenseits des reinen Liberalismus 
eine konsequente Begründung etwa in der christlichen Idee der 
Menschenwürde findet. Gelebte Solidarität schafft Unabhängig-
keit. Dies war ein wesentliches Ziel von Ludwig Erhard: Die Hilfs-
bedürftigen sollen durch die ihnen zustehenden Rechtsansprüche 
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nicht mehr darauf angewiesen sein zu betteln. Gelebte Solidarität 
schafft auch gesellschaftlichen Zusammenhalt. Dies war auch ein 
wesentliches irenisches Ziel von Alfred Müller-Armack. Die Star-
ken sollen sich mitverantwortlich fühlen für die Schwachen, und 
umgekehrt soll es auch keine gesellschaftliche Spaltung mit Klas-
senkämpfen geben.

Dazu bedarf es neben den Rechtsansprüchen aber auch sozialer 
Tugenden des Miteinanders, der Mitverantwortung, der Nächs-
tenliebe und Barmherzigkeit. Christen verweisen hierzu auf die Vi-
sion der Menschheitsfamilie, in der sich alle Menschen miteinan-
der verbunden und füreinander verantwortlich fühlen. Das bleibt 
wohl eine Utopie, ist aber ein auch in der Katholischen Soziallehre 
immer wieder betontes Ziel (etwa von Johannes Paul  II., Bene-
dikt  XVI. und Franziskus). Daraus folgt die angestrebte Vision 
eines freundschaftlichen Miteinanders auch mit Fremden. Denn 
sie alle sind, auch wenn sie es nicht selbst glauben, aus christlicher 
Sicht Gottes Ebenbild und verdienen solche Freundschaft. Diese 
sozialen Tugenden können nicht eingeklagt werden. Sie sind des-
halb auch nicht selbst Teil der Solidarität. Aber sie flankieren die 
Solidarität mit einer irenischen, inklusiven und affektiven Idee des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts. Wenn wir als Christlich-Sozia-
le von einer solidarischen Gesellschaft sprechen, meinen wir wohl 
immer beides: soziale Rechtsansprüche und Pflichten einerseits 
sowie Sozialtugenden andererseits, beides im Rahmen der Ord-
nungsidee Sozialer Marktwirtschaft. 

Aktuelle Anwendungen 

Die Solidarität als Sozialprinzip ist im Sinne der Gründerväter un-
serer Republik zunächst sozialstaatlich und damit national zu ver-
stehen. Es kann nicht einfach auf die Utopie eines Weltsozialstaa-
tes übertragen werden, sodass etwa alle Menschen auf der Welt die 
gleichen Sozialtransfers erhielten. Eine solche globale Ausweitung 
wird aber zumindest bei Themen wie der Bewahrung der Schöp-
fung, internationalen Finanzmärkten, militärischer Sicherheit und 
wirtschaftlicher Freiheit zunehmend wichtiger. Wir sehen aber 
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schon in Europa (etwa in Fragen wie Geld- oder Verteidigungs-
politik), wie schwer es ist, hier angemessen Solidarität zu definie-
ren und im Kontext anderer wichtiger Prinzipien (Subsidiarität) 
und Ziele (Frieden) auszuüben. In den Anwendungen wird hier 
nun der erste Schritt vor dem zweiten getan und auf nationalstaat-
liche Solidarität fokussiert, von der auch internationale oder auch 
globale Konsequenzen ausgehen könnten und sollten.

Solidarität bedeutet für uns natürlich im Kontext der Sozialen 
Marktwirtschaft immer auch die Wahrnehmung von Arbeitnehmer-
interessen. Dazu zählen selbstverständlich im Schulterschluss mit 
Gewerkschaften und Verbänden der Einsatz für gute Arbeitsbedin-
gungen, angemessene Unternehmenskultur mit guter Führungs-
ethik, faire Entlohnung, Tarifautonomie u. v. a. m. Das alles sind 
Herzstücke des CDA-Profils, ebenso die große Wertschätzung und 
nachhaltige Förderung von Gemeinwohldienst im Ehrenamt. Unser 
Verständnis von Solidarität ist ein irenischer Begriff, kein kollekti-
vistischer Kampfbegriff. Es ist ein soziales Gewissen Sozialer Markt-
wirtschaft, aber kein Tor zur Planwirtschaft. Eine christlich-soziale 
Solidarität denkt deshalb in sozialpolitischen Diskussionen immer 
das realistische christliche Menschenbild ebenso mit wie das Sub-
sidiaritätsprinzip. Die praktischen Anwendungen können deshalb 
nicht immer zielgenau dem einen oder anderen Prinzip zugeordnet 
werden, weil beide Prinzipien immer synergetisch zusammenwir-
ken sollen. Deshalb sind die hier vorgenommenen Zuordnungen 
der Konkretisierungen nur Vorschläge, die auch je nach Perspektive 
anders vorgenommen werden könnten. Als einige Beispiele für die 
solidarische Generationengerechtigkeit schlage ich etwa vor:

•	 die Weiterentwicklung der Sozialen zu einer ökologisch-so-
zialen Marktwirtschaft, 

•	 die Förderung der Familie als zentraler Ort erlernter und 
gelebter sozialer Werte, Tugenden und Verantwortung,

•	 im Gesundheitswesen das Festhalten am Bedürftigkeits-
prinzip statt utilitaristischer Methoden der Altersdiskri-
minierung (wie etwa die Triage-Regelungen zu Beginn der 
Coronapandemie in Italien), 
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•	 ein nachhaltiges Zukunftsprogramm zur Pflege, das nicht 
nur bei den Patienten, sondern auch bei den mit hohen 
Idealen motivierten Pflegekräften mit deren Arbeitsbedin-
gungen und Motivationen ansetzt, 

•	 eine wohlwollende Prüfung der u. a. vom Bundespräsiden-
ten eingebrachten Idee eines verpflichtenden Gemeinwohl-
dienstes, 

•	 eine Wehrfähigkeit der Bundeswehr angesichts der neu 
sichtbar gewordenen Bedrohungslagen, etwa zum Schutz 
vor militärischem, wirtschaftlichem oder anderem politi-
schen Druck (aus China und anderen Ländern) sowie 

•	 eine maßvolle Haushaltspolitik unter Einhaltung der Schul-
denbremse zugunsten der nachkommenden Generationen.

Weitere brisante Themen der Solidarität neben vielen anderen sind 
etwa folgende:

•	 Eine gleichwürdige Unterstützung vielseitig hilfebedürfti-
ger Menschen: Das bedeutet etwa, neben der Integration 
von geflüchteten Menschen dürfen nicht die Nöte von Ob-
dachlosen u. a. vernachlässigt werden.

•	 Zur Beseitigung menschenunwürdiger Arbeitsbedingungen 
ist das Lieferkettengesetz ein wichtiger Baustein. Ebenso 
sind klare Gesetze wie die von Karl-Josef Laumann zur Be-
seitigung von Missständen in der Fleischindustrie ein Dau-
erbrenner für glaubwürdige christlich-soziale Politik.

•	 Opfer von Gewalt gleich welcher Art verdienen Mitgefühl 
und Schutz durch das Gemeinwesen. Alle Formen von An-
tisemitismus sind unentschuldbar. 

•	 Kirche und kirchliches Engagement sind nach wie vor 
wichtige Säulen gelebter Solidarität mit dem Anspruch ge-
lebter Nächstenliebe und Barmherzigkeit. Diese positiven 
Wirkungen sollten auch wieder einmal betont werden. 
Denn sie sind das Wesen des christlichen Glaubens. Und 
es gibt dort so viele mit Leidenschaft sozial Engagierte, die 
eine solche Wertschätzung gerade heute verdienen. Dass 
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sich in der Gesellschaft der falsche Eindruck festsetzt, die 
meisten Priester seien Kinderschänder, und dass dies auch 
offen so ausgesprochen wird, ist skandalös. Hier sollte auch 
einmal über entsprechende Konsequenzen von Solidarität 
nachgedacht werden. 

Solidarität wird heutzutage politisch bisweilen auch hergenom-
men, um alle möglichen staatlichen Wohltaten durch Umvertei-
lung zu fordern. Aus christlich-sozialer Sicht müssen hier auch 
Grenzen gezogen werden, wo wir als Christlich-Soziale nicht mehr 
mitgehen sollten:

•	 etwa bei der Forderung nach Grundrenten ohne Bedürftig-
keitsprüfung: Das widerspricht dem Subsidiaritätsprinzip.

•	 oder bei den Diskussionen um ein Grunderbe und ein un-
bedingtes Grundeinkommen für alle im Umverteilungs-
modell der Linkspartei: Hier liegt die sozialistische Utopie 
des uneigennützigen Kollektivmenschen zugrunde. Danach 
gebe jeder Mensch völlig unabhängig von eigenen Vortei-
len immer alles für das Gemeinwesen. Die unbedingten 
Geschenke bedeuten also vermeintlich keinerlei Leistungs-
minderung. Das aber ist eine weltfremde Illusion, welche 
der Realität des Menschen widerspricht und am Ende zu 
„Moral Hazard“ und Wohlfahrtsverlusten zulasten gerade 
der Schwachen führt. Damit verbunden sind zudem eine 
aufgeblähte Bürokratie und soziale Transfers auch an Super-
reiche. Das verspricht keine ethische Verbesserung für eine 
nachvollziehbare Idee sozialer Gerechtigkeit. 

•	 Für die Finanzierung werden immer wieder höhere Ein-
kommensteuern genannt. Wer zu sehr an dieser Schrau-
be (gerade für die mittleren Einkommen) dreht, wird am 
Ende aber einen kleineren Kuchen zur Umverteilung ha-
ben. Wenn etwa John Rawls als die gerechte, durch Steu-
ern finanzierte Redistribution diejenige ansieht, welche die 
Situation der Schwächsten optimiert,8 dann warnt er – im 
realistischen Blick auf die Anreizwirkungen – gerade vor zu 
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hohen Einkommensteuern, weil diese die Leistungsmotive 
zu sehr mindern, sodass am Ende auch bei prozentual hö-
heren Transfers für die Ärmsten weniger übrig bleibt. Hier 
muss also das rechte Maß bedacht werden. 

•	 Und eine breit angelegte Vermögenssteuer, das ist vielfach 
belegt, ist mit so hoher Bürokratie verbunden, dass sie quasi 
wirkungslos ist. Denkbar wäre vielleicht eine solche Steuer 
für Superreiche, sofern deren Ausweichmöglichkeiten aus-
geschlossen sind. Nachdenkenswert bleibt es wohl, jetzt 
noch einmal die Erbschaftssteuer genauer in den Blick zu 
nehmen.

Subsidiarität: Grundidee mit Tugend

Die Subsidiarität flankiert die Solidarität, damit sie als Hilfe zur 
Selbsthilfe wirksam ist. Das entspricht ganz dem christlichen 
Menschenbild. Menschen sollen die ihnen mitgegebenen Talen-
te in Freiheit zum Wohl der Gesellschaft entfalten. Auch dafür 
werden sie am Ende vor dem Schöpfer Rechenschaft ablegen, so 
die christliche Vorstellung. Der Staat oder andere übergeordnete 
Einheiten dürfen in diese Eigenverantwortung, die zugleich eine 
Sozialverantwortung ist, nur und so lange eingreifen, wenn/wie die 
Menschen selbst nicht dazu in der Lage sind. Subsidiarität macht 
die Solidarität zu einem Befähigungsprinzip. Auch hierdurch wird 
wieder die Unabhängigkeit als großes Freiheitsziel unserer Sozial-
ordnung betont. Der Staat hat hierzu die Aufgabe, etwa auch ganz 
im Sinne des Befähigungsansatzes von Amartya Sen, die Institutio-
nen und Hilfsmittel bereitzustellen, die notwendig sind, damit die 
Menschen sie eigenverantwortlich zur Entfaltung ihrer Personali-
tät nutzen können (Gesundheit, Sicherheit, Bildung, Marktzugang 
u. a.).9 Und wo Menschen nicht befähigt werden können, da greift 
dann stets selbstverständlich die Solidarität mit unbedingten Hilfs-
ansprüchen und Pflichten für die Starken. Gelebte Subsidiarität ist 
verbunden mit den Tugenden der Eigen- und Sozialverantwortung 
sowie der Leistungsbereitschaft, sich (auch ehrenamtlich in Fami-
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lie, Gesellschaft, Kirche o. a.) einzubringen. Hierzu zählt aber auch 
die individuelle Verantwortung als Konsument, etwa im Blick auf 
die genutzte Mobilität, auf Energie oder Lebensmittel und auf 
ökologisch nachhaltige bzw. problematische Produkte.

Aktuelle Anwendungen

Aktuelle Herausforderungen gibt es genug, bei denen die Subsi-
diarität uns ein Kompass sein kann. Hierzu zählen etwa folgende 
konkrete Bereiche:

•	 Die Bildung von Kapitalvermögen in Arbeitnehmerhand ist 
ein bleibend aktuelles Thema der CDA. Es ist bisher kaum 
umgesetzt. Dagegen wird mit der Gefahr von sogenannten 
Klumpenrisiken für die Arbeitnehmer argumentiert. Doch 
für eine solche Kapitalbeteiligung sprechen starke Argu-
mente wie die Mitverantwortung von Arbeitnehmern im 
Unternehmen, höhere Identifikation und Zusammenhalt 
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern.

•	 Bei der Diskussion um Finanzhilfen und Geldpolitik for-
dern linke Ethiker wie Friedhelm Hengsbach u.  a. eine 
Schuldenunion sowie eine politische Kontrolle der Geld-
politik.10 Dies aber bricht bestehende Verträge, widerspricht 
den Soliditätsprinzipien der Bundesbank und verabschiedet 
sich von der Befähigungsidee. Denn die Anreize zu soliden 
Finanzen werden auf diese Weise schnell beseitigt. Das aber 
führt zu Abhängigkeiten, Verschuldung und zu einem An-
heizen populistischer Spaltungstendenzen. 

•	 Moderne Technik (auch Robotik mit „Künstlicher Intel-
ligenz“ o.  a.) soll dem Menschen dienlich sein, darf aber 
nicht menschliche Kontakte (etwa in der Pflege, beim Arzt 
oder im Büro) ersetzen. 

•	 Mit Blick auf ein zukunftsfähiges Gesundheitssystem sollte 
man neben der professionellen Pflege immer auch die infor-
melle Pflege (in den Familien) fördern.11 Dort wird mit viel 
Leidenschaft und Liebe eine großartige Arbeit geleistet. Zu 
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solcher Pflege darf keiner verpflichtet werden, aber es sollen 
vom Staat auch keine Anreize gesetzt werden, diese infor-
melle Pflege aufzugeben, wo sie möglich und gewollt wäre. 

•	 Private Träger von Bildungs- und Gesundheitseinrichtun-
gen sind ein großer Schatz unseres freiheitlichen Sozial-
staates, solange hier inklusive, affektive und irenische Ideen 
(vor)gelebt werden. Problematisch sind hingegen Träger, die 
unter dem Schutz des Gemeinwohls solchen Geist untermi-
nieren, so etwa ausdrücklich religionsfeindliche atheistische 
Träger von Kindergärten und Grundschulen (Humanisti-
sche Union u. a.), die dort gezielt gegen die Religion agitie-
ren und so gesellschaftsspaltend wirken. 

•	 Demokratische Meinungsbildung lebt von ebenso fairen 
wie kontroversen Diskussionen. Einheitsmeinungen, die 
politisch oder medial vorgeschrieben werden, widerspre-
chen dem pluralistischen Geist der Demokratie ebenso wie 
die Verbreitung von populistischen Fake News. Die Politik 
sollte hier ein waches Auge dafür haben, dass eine wertvolle 
Vielfalt gut begründeter Meinungen in Wissenschaft und 
Gesellschaft erhalten bleibt.12 

•	 Das Bildungssystem darf nicht Spielwiese immer neu-
er pädagogischer Experimente werden. Das Sterben guter 
Haupt- und Realschule ist zu bedauern, könnten doch hier 
für unsere Gesellschaft so wesentliche Qualifikationen ge-
zielt gefördert werden. Alle Menschen haben die gleiche 
Würde, aber nicht alle Menschen sind gleich. Und deswe-
gen brauchen wir auch eine differenzierte Schulbildung, die 
unterschiedliche Talente angemessen fördert. 

•	 Ebenso sind duale Ausbildung und Meisterprüfungen 
Schätze, die nicht einfach preisgegeben werden dürfen. Eine 
Akademisierung aller Berufe wird weder den Menschen 
noch den dort notwendigen Fertigkeiten gerecht. 
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Ausblick

Unsere Sozialprinzipien bleiben ein verlässlicher Kompass christ-
lich-sozialer Politik. Sie haben starke Wurzeln und weisen Rich-
tungen auf. Daran scheiden sich auch manche Geister. Darüber 
kann und soll diskutiert und gestritten werden, auch in der CDU. 
Das ist zu wünschen. Manch einer mag diese christlichen Funda-
mente für überholt halten, ihre Richtungsweisungen für zu wenig 
anschlussfähig an so manche Megatrends unserer Zeit. Das Ge-
genteil aber ist der Fall: Mit ihrer Hilfe haben wir ein prüfendes 
Gewissen zur Lösung höchst aktueller sozialer Dilemmata an der 
Hand. Mit ihnen packen wir die großen Herausforderungen gut 
begründet an und fordern alternative Wertebegründungen mit 
ihrem jeweiligen Kompass heraus. Über die hier vorgeschlagenen 
Justierungen mag es Kontroversen geben. Wer aber die Prinzipi-
en grundsätzlich verabschieden will zugunsten anschlussfähiger 
Positionen (etwa aus ökonomischen, utilitaristischen, neusozia-
listischen o. a. Lagern), der befindet sich jenseits eines Denkens, 
das sich ausdrücklich christlich-sozial versteht und genau damit 
Gesellschaft heute und morgen gestalten will. Ich bin zuversicht-
lich, dass diese Grundlagen auch für die großen Zukunftsfragen 
Kompass einer ausdrücklich christlich-sozialen Politik bleiben. Sie 
haben allemal das Zeug dazu.
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Person und Gemeinwohl

von Matthias Zimmer

Politik geht vom Menschen aus und wird für den Menschen ge-
macht. Sie hat ihren Ausgangspunkt in der Frage: Was macht den 
Menschen aus? Was ist eine Politik, die dem Menschen gemäß ist? 
Und sie gewinnt ihre Vollendung in der Frage: Wie kann ich das, 
was dem Menschen gemäß ist, aber nicht einheitlich, nicht gleich-
gerichtet, für die Menschen gestalten? Wie kann ich individuelle 
Interessen und Gemeinschaft zusammendenken? Die erste Frage ist 
die Frage nach dem Menschen als Person. Der Mensch als Person 
ist das der sozialen Ordnung zugrunde liegende Prinzip. Aus ihm 
erwachsen sowohl weitere Ordnungsprinzipien der Gesellschaft als 
auch die uns leitenden Grundwerte. Die zweite Frage ist die Frage 
nach dem Menschen und dem Gemeinwohl. Gemeinwohl ist ein 
regulatives Prinzip. Es sorgt dafür, dass die Mannigfaltigkeit der 
unterschiedlichen Lebensentwürfe in einem vernünftigen, zustim-
mungsfähigen Ganzen zusammengeführt werden kann. Gemein-
wohl ist ein anderer Begriff für soziale Gerechtigkeit, für Fairness. 
Es stellt Leitplanken des Zusammenlebens bereit, die für die Ein-
heit in der Vielheit sorgen. Gemeinwohl ist kein festes Rezept, kein 
ideologisches Programm, sondern ein Erfordernis der praktischen 
Vernunft; ohne das regulative Prinzip des Gemeinwohls fiele die 
Gesellschaft auseinander, und eine Politik, die für den Menschen 
gemacht wird, wäre nicht möglich. Person und Gemeinwohl sind 
also dialektisch miteinander verbunden, sie bedingen sich gegensei-
tig. Personalität lässt sich ohne Sozialität und damit Gemeinwohl-
orientierung nicht denken. Ebenso wenig lässt sich Gemeinwohl 
denken ohne die Freiheit der Person, die eine Vergesellschaftung 
der Menschen verhindert.1


